Insolvenzgründe -

Zahlungsunfähigkeit, drohende Zahlungsunfähigkeit und Überschuldung

Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens setzt voraus, dass ein Eröffnungsgrund gegeben ist, §16 InsO. Die Insolvenzordnung kennt 3 Eröffnungsgründe:

1.   Zahlungsunfähigkeit, §17 InsO 

Der allgemeine Eröffnungsgrund der Zahlungsunfähigkeit liegt vor, wenn der Schuldner nicht in der Lage ist, die fälligen Zahlungsverpflichtungen zu erfüllen ( § 17 Abs. 2 InsO). 

Hiervon ist die Situation zu unterscheiden, in der dem Schuldner vorübergehend liquide Zahlungsmittel fehlen (z.B. durch verzögerten Forderungseingang) und er momentan keine Forderungen begleichen kann. Nach eigener Einschätzung kann er aber in näherer Zukunft wieder zahlen (Zahlungsstockung). 

Nicht abschließend geklärt ist, wann die Wesentlichkeitsgrenze überschritten ist. Insbesondere ist eine Abgrenzung von der bloßen Zahlungsstockung erforderlich. Das AG Köln nimmt beispielsweise an, dass bereits Zahlungsunfähigkeit vorliegt, wenn nur fünf Prozent der fälligen Forderungen nicht bedient werden können. Hin-gegen liegt eine bloße Zahlungsstockung vor, wenn ein lediglich vorübergehender, augenblicklicher Mangel an Geldmitteln vorliegt. Eine Zahlungsstockung reicht daher nicht aus, um die Insolvenzreife zu bejahen. 

Zahlungsunfähigkeit wird in der Regel anzunehmen sein, wenn der Schuldner seine Zahlungen eingestellt hat (§ 17 Abs. 2 Satz 2 InsO). Diese Einstellung der Zahlung muss vom Umfeld des Schuldners erkennbar sein, eine bloße Nichtzahlung reicht nicht aus.

Ist dieses Stadium noch nicht eingetreten, kann trotzdem eine Zahlungsunfähigkeit vorliegen, wenn der Schuldner einen wesentlichen Teil seiner Geldschulden nicht begleichen kann. Um dies festzustellen, wird eine Liquiditätsbilanz aufgestellt. Es werden den Verbindlichkeiten des Schuldners den kurzfristig verfügbaren Zahlungs-mitteln gegenübergestellt. Ist der Schuldner nach dieser Bilanz nicht in der Lage zwischen 10 und 25 Prozent der gegen ihn gerichteten Forderungen zu bedienen, wird Zahlungsunfähigkeit angenommen.

Der Insolvenzgrund der Zahlungsunfähigkeit gilt für natürliche Personen und alle Gesellschaften.

2. Drohende Zahlungsunfähigkeit, §18 InsO

Drohende Zahlungsunfähigkeit ist gegeben, wenn der Schuldner voraussichtlich nicht in der Lage sein wird, die bestehenden Zahlungspflichten im Zeitpunkt der Fälligkeit zu erfüllen (§ 18 InsO). 

Dieser Insolvenzgrund setzt das Vorliegen eines Finanzplanes voraus, bei dem auch alle bestehenden Schulden enthalten sind. Die Verbindlichkeiten und das Vermögen sind dabei gegenüber zu stellen. Der Begriff "voraussichtlich" beinhaltet eine höhere Wahrscheinlichkeit des Eintritts der Zahlungsunfähigkeit als deren Vermeidung. 

Die Feststellung der drohenden Zahlungsunfähigkeit stößt in der Praxis auf erheb-liche Schwierigkeiten. Das Schuldnerunternehmen hat entsprechend §§ 4 InsO, 253 ZPO sämtliche Tatsachen vorzutragen, die, ihre Richtigkeit unterstellt, geeignet sind, die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens wegen drohender Zahlungsunfähigkeit zu rechtfertigen. Es ist sodann Sache des Gerichts, die drohende Zahlungsunfähigkeit nach Antragszulassung von Amts wegen festzustellen (§ 5 InsO). 

3. Überschuldung, §19 InsO

Die Überschuldung liegt vor, wenn das Vermögen des Schuldners die bestehenden Verbindlichkeiten nicht mehr deckt (§ 19 Abs. 2 Satz 1 InsO). 

Das Problem besteht darin, die Vermögenswerte des Schuldners richtig zu bewerten. In Betracht kommt der Zerschlagungs-, Liquidations- oder der Fortführungswert. Zunächst ist eine sog. Überschuldungsbilanz aufzustellen. Alle Aktiva werden hierbei mit ihrem Verkehrswert den gegen den Schuldner gerichteten Verbindlichkeiten gegenübergestellt (rechnerische Überschuldung).

Ergibt sich hiernach eine Überschuldung, ist auf zweiter Stufe zu prüfen, ob das Unternehmen bei Fortführung wirtschaftlich überlebensfähig wäre. Ist dies der Fall, können in die Überschuldungsbilanz sog. Fortführungswerte eingestellt werden, die eine rechnerisch ermittelte Überschuldung ausgleichen können. Das Gesellschafts-vermögen kann neu bewertet werden.

Anstelle von Liquidationswerten kann im Überschuldungsstatus dann von Fort-führungswerten ausgegangen werden. Ergibt sich dennoch eine Überschuldung, bleibt es bei der Insolvenzantragspflicht. Ist das Ergebnis positiv, kann das Unterneh-men weiter am Wirtschaftsverkehr teilnehmen, ohne einen Insolvenzantrag stellen zu müssen. Ist die Fortführungsprognose negativ, folgt daraus die Insolvenzantrags-pflicht. 

Der Insolvenzgrund der Überschuldung findet nur bei juristischen Personen Anwen-dung.

